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Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. Kosten haben
die Beteiligten einander nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Der Antragsteller wendet sich gegen die Aufrechnung mit einem
RÃ¼ckforderungsanspruch gegen seinen Anspruch auf Regelleistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts in HÃ¶he von 75,00 EUR ab 01.07.2005.

Der Antragsteller beantragte im September 2004 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II. Als Einkommen wurde lediglich der Bezug von
Arbeitslosengeld nachgewiesen. Die Antragsgegnerin bewilligte Arbeitslosengeld II
(Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts sowie Kosten der Unterkunft und
Heizung) in HÃ¶he von insgesamt 416,60 EUR ab Januar 2005.

Am 20.06.2005 ging bei der Antragsgegnerin eine Abrechnung der Stadtwerke B AG
ein, wonach dem Antragsteller fÃ¼r den Abrechnungszeitraum vom 10.12.2003 bis
zum 31.12.2004 ein Erstattungsbetrag in HÃ¶he von 238,58 EUR zustehe, der ihm
mit Verrechnungsscheck Ã¼berwiesen werde. AuÃ�erdem verminderte die
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Stadtwerke B AG den monatlichen Abschlag fÃ¼r die Gasversorgung.

Mit Bescheid vom 20.06.2005 hob die Antragsgegnerin die Bewilligung von
Grundsicherungsleistungen fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2005 bis zum 30.06.2005
aufgrund des Erstattungsanspruchs gegen die Stadtwerke B AG und der
Verminderung des Abschlagsbetrages in HÃ¶he von insgesamt 287,18 EUR auf und
sie forderte Ã¼berzahlte Leistungen zurÃ¼ck. GemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB II rechnete sie
mit dieser Forderung gegen LeistungsansprÃ¼che ab 01.07.2005 in HÃ¶he von
75,00 EUR auf. Im Rahmen der ErmessensausÃ¼bung berÃ¼cksichtigte die
Antragsgegnerin, dass der Antragsteller bereits 25,00 EUR aus der Regelleistung an
das Sozialamt der Stadt B abfÃ¼hrt. Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies
die Antragsgegnerin mit Bescheid vom 19.07.2005 zurÃ¼ck, wogegen der
Antragsteller am 00.00.0000 Klage erhoben hat. Gleichzeitig hat er beantragt "die
aufschiebende Wirkung des Widerspruchs wiederherzustellen".

Der Antrag ist als Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gemÃ¤Ã� Â§ 86b
Abs. 2 Satz 2 SGG statthaft. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung
des Widerspruchs oder der Klage im Sinne des Â§ 86b Abs. 1 Nr. 2 SGG wÃ¤re nicht
statthaft, weshalb der vom Antragssteller gestellte Antrag interessengerecht als
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung auszulegen ist. Denn bei der
Aufrechnung handelt es sich nicht um einen Verwaltungsakt, weshalb die
Entscheidung Ã¼ber die Aufrechnung nicht mit Widerspruch oder Anfechtungsklage
angefochten werden kann (ebenso Eicher, in: Eicher/Spellbrink, SGB II, Â§ 39 Rdnr.
15; a. A. Hengelhaupt, in: Hauck/Noftz, Â§ 39 SGB II Rdnr. 45). Â§ 39 SGB II ist fÃ¼r
Aufrechnungsentscheidungen dementsprechend nicht anwendbar. HierfÃ¼r spricht
auch, dass mit einer Aufrechnungsentscheidung gerade nicht Ã¼ber den Anspruch
selbst entschieden wird, dieser wird im Gegenteil sogar vorausgesetzt, weil er durch
die Aufrechnung erfÃ¼llt werden soll. Letztendlich handelt es sich bei der
Entscheidung Ã¼ber die Aufrechnung gegen einen Leistungsanspruch um eine
Entscheidung Ã¼ber die Verwendung dieser Leistung, hier: Tilgung einer
Verbindlichkeit gegenÃ¼ber der Antragsgegnerin. Die Antragsgegnerin ist daher
befugt, bei Vorliegen einer Aufrechnungslage Leistungen sofort zu mindern, ohne
dass es der Berufung auf Â§ 39 SGB II bedarf.

GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG sind einstweilige Anordnungen zur Regelung
eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint.
Erforderlich sind das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs, d. h. eines zu
sichernden Rechtes, und eines Anordnungsgrundes im Sinne einer besonderen
EilbedÃ¼rftigkeit im Hinblick auf die Vermeidung wesentlicher Nachteile.

Es liegt nach der im einstweiligen Rechtsschutzverfahren gebotenen summarischen
PrÃ¼fung bereits kein Anordnungsanspruch vor, denn die Antragsgegnerin hat zu
Recht aufgerechnet. Die Rechtsgrundlage hierfÃ¼r findet sich in Â§ 43 SGB II,
wonach Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes bis zu einem Betrag in
HÃ¶he von 30 % der fÃ¼r den HilfebedÃ¼rftigen maÃ�geblichen Regelleistung mit
AnsprÃ¼chen der TrÃ¤ger von Leistungen nach dem SGB II aufgerechnet werden,
wenn es sich um AnsprÃ¼che auf Erstattung oder auf Schadensersatz handelt, die
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der HilfebedÃ¼rftige durch vorsÃ¤tzliche oder grob fahrlÃ¤ssig unrichtige oder
unvollstÃ¤ndige Angaben veranlasst hat. Dies ist vorliegend der Fall. Der
Antragsteller hat â�� obwohl im die Mitteilung der Stadtwerke B AG spÃ¤testens
Anfang Januar 2005 vorlag â�� versÃ¤umt mitzuteilen, dass er mit dem
Erstattungsbetrag in HÃ¶he von 238,58 EUR einen vermÃ¶genswerten Anspruch
gegen die Stadtwerke B AG hat und sich zudem der Abschlag fÃ¼r die Gaskosten
verringert hat. Aufgrund dieser unterlassenen Mitteilung war die Antragsgegnerin
gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 1, Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X berechtigt, die
Leistungsbewilligung in HÃ¶he von 287,18 EUR aufzuheben und gezahlte BetrÃ¤ge
zurÃ¼ckzufordern (Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Mit diesem
RÃ¼ckforderungsanspruch hat sie zutreffend und unter AusÃ¼bung von Ermessen
in den Grenzen des Â§ 43 SGB II aufgerechnet.

Es fehlt zudem an einem Anordnungsgrund. Bei der Beurteilung der Frage, ob dem
Antragsteller zuzumuten ist, die Hauptsacheentscheidung abzuwarten oder ob
aufgrund einer besonderen EilbedÃ¼rftigkeit im Hinblick auf die Vermeidung
wesentlicher Nachteile der Erlass einer einstweiligen Anordnung geboten ist ist die
Intention des Â§ 39 SGB II â�� obwohl diese Vorschrift wie dargelegt nicht
unmittelbar anwendbar ist â�� zu berÃ¼cksichtigen. Durch diese Vorschrift soll
erreicht werden, dass bei unrechtmÃ¤Ã�igem Verhalten im Rahmen der
Beantragung von Leistungen nach dem SGB II eine umgehende staatliche Reaktion
erfolgt und eine abschreckende Wirkung erreicht wird (Hengelhaupt, in:
Hauck/Noftz, Â§ 39 Rdnr. 42). Dieser Normzweck greift auch, wenn die staatliche
Reaktion nicht nur in der Aufhebung und RÃ¼ckforderung Ã¼berzahlter Leistungen
besteht, sondern in der Aufrechnung mit dem gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X
entstehenden RÃ¼ckforderungsanspruch. Nur wenn die Aufhebungsentscheidung
sofort umgesetzt werden kann, ist das Ziel des Â§ 39 SGB II â�� erzieherische
Wirkung gegenÃ¼ber dem Antragsteller â�� erreicht. Diese grundsÃ¤tzliche
gesetzgeberische Intention ist auch bei der Entscheidung im Rahmen einstweiliger
Anordnungen nach Â§ 86b Abs. 2 SGG zu beachten. DafÃ¼r, dass dem Antragsteller
ausnahmsweise das Abwarten der Hauptsacheentscheidung nicht zumutbar ist, weil
ihm wesentliche Nachteile drohen, die ein Abweichen vom grundsÃ¤tzlichen
Rechtsgedanken des Â§ 39 SGB II gebieten, hat der Antragsteller nicht vorgetragen
und derartige GrÃ¼nde sind auch sonst nicht aktenkundig. Hierbei hat das Gericht
auch berÃ¼cksichtigt, dass der RÃ¼ckforderungsbetrag in weniger als vier Monaten
getilgt sein wird.

Erstellt am: 27.09.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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